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Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund standortbezogener Vorprifung gemafl § 5 Abs. 1
i. V.m. 87 Abs. 2 und 5 UVPG fir das Vorhaben ,Verkehrsstation Werther, Erneuerung
Bahnsteige und Zuwegungen “, Bahn-km 101,208 bis 102,012 der Strecke 6343 Halle
Hbf- Hann-Munden in Werther

Bezug: Antrag vom 09.10.2025, Az. G.011210529

Anlagen: 0

Verfahrensleitende Verfiigung

Fur das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchfihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht) besteht.
Begrundung

Fur das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchfiihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht) besteht.
Begrundung

Diese Feststellung beruht auf 8 5 Abs. 1i. V. m. 8 7 Abs. 2 und 5 Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) i. V. m. § 14a Abs. 2 Nr. 3 UVPG.

Das Vorhaben hat die Erneuerung der Bahnsteige und Zuwegungen in der Verkehrsstation
Werther zum Gegenstand. Das Vorhaben unterfallt dem Anwendungsbereich des UVPG gemal

8§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG, da es in Anlage 1 UVPG aufgefuhrt ist. Es stellt der Art nach ein Vorhaben
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nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG dar, denn es betrifft eine sonstige Betriebsanlage von
Eisenbahnen.

Das Eisenbahn-Bundesamt, AulR3enstelle Halle fihrt fir das Vorhaben ein fachplanungsrechtliches
Zulassungsverfahren nach 8 18 Abs. 1 AEG durch, wenn fir dieses die UVP-Pflicht besteht
gemal 8§ 18 Abs. 1la Satz 1 AEG. Dieses stellt ein verwaltungsbehdrdliches Verfahren dar, das der
Zulassungsentscheidung dient gemal? 88 4 und 2 Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches
Tragerverfahren fur eine mogliche UVP. Daher hat das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung,
dass fur das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht)
nach den 88 6 bis 14a UVPG zu treffen.

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt vorliegend von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens
das der Zulassungsentscheidung dient gemaf 8§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG.

Fur das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortbezogene Vorprifung gemaf
8§ 7 Abs. 2und 5 UVPG i. V. m. § 14a Abs. 2 Nr. 3 UVPG durchzufihren.

Bei dem gegenstandlichen Vorhaben handelt es sich um ein Anderungsvorhaben gemaR § 2

Abs. 4 Nr. 2b) UVPG. Es stellt die Anderung einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen
nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG durch die Erweiterung einer solchen mit einer anlagebedingten
Flacheninanspruchnahme von 2.000 m? bis weniger als 5.000 m? dar.

Die standortbezogene Vorprifung wird als Uberschlagige Prifung in zwei Stufen durchgefihrt. In
der ersten Stufe wird die spezifische dkologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des
Vorhabens geprift. Diese besteht, wenn besondere drtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien
nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen, anderenfalls besteht keine UVP-Pflicht. Liegen solche
besonderen drtlichen Gegebenheiten vor wird in der zweiten Stufe unter Beriicksichtigung der in
Anlage 3 aufgeflihrten Kriterien gepruft, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der
Schutzkriterien haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach MalRgabe der
geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu beriicksichtigen sind. Vorliegende
Ergebnisse vorgelagerter Umweltpriifungen oder anderer rechtlich vorgeschriebener

Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in die Prifung einzubeziehen.
1 Merkmale des Vorhabens

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3
UVPG beurteilt.

Das Vorhaben beinhaltet die Erneuerung der Bahnsteige und Zuwegungen in der Verkehrsstation
Werther. Es sind folgende MalRnahmen geplant:

o Bedarfsgerechte Erneuerung der beiden Aul3enbahnsteige
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e Umbau der stufenfreien Bahnsteigzugange

¢ Neuerstellung der Beleuchtungsanlage auf den Bahnsteigen

o Bedarfsgerechte Erneuerung der Bahnsteigausstattung; Wegeleit- und Informations-

system; Wetterschutz

¢ Neubau der dynamischen Schriftanzeiger mit Beschallungsmodul ,DSA plus“ und DAB
Im Rahmen des Vorhabens wird die Errichtung und der Riickbau temporarer
Baustelleneinrichtungsflachen und BaustraRen nétig. Das Vorhaben hat einen Flachenbedarf von
insgesamt 6.119 m2, von denen 3.978 m2 anlagebedingt und 2.321 m? baubedingt beansprucht
werden. Das Aushubvolumen betragt 2.815 m. Insgesamt werden 974 m? Flachen dauerhaft
versiegelt. Es werden bauzeitlich 412 m? Vegetation beseitigt. Betriebsbedingt entsteht kein
zusatzlicher Verkehrslarm, der der 16. BImSchV unterfallt und die dort definierten Grenzwerte
Uberschreitet. Bauzeitlich kbnnen Verbrennungs- und Staubemissionen auftreten. AuRerdem lost
das Vorhaben bauzeitliche Erschitterungen aus. Das Vorhaben beinhaltet Betankungen auf der
Baustelle. Es fallen 1.362 t Bauabfalle nach AVV 17 an. Weitere vorhabenrelevante Risiken von
Storfallen, Unfallen und Katastrophen werden durch das Vorhaben nicht hervorgerufen. Ebenso
sind mit dem Vorhaben keine Risiken fir die menschliche Gesundheit verbunden.

2 Standort des Vorhabens

Eine spezifische dkologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des Vorhabens besteht, wenn
besondere drtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen
unter Berlcksichtigung des Zusammenwirkens des gegenstandlichen Vorhabens mit anderen
Vorhaben im gemeinsamen Einwirkungsbereich.

Im Einwirkungsbereich des Vorhabens liegen keine Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG

vor. Daher kann die Prifung in der ersten Stufe beendet werden.
3 Ergebnis

Aus den Antragsunterlagen der Vorhabentragerin

. Erlauterungsbericht,

. Landschaftspflegerischer Begleitplan,

. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag,

. Schall- und Erschitterungsgutachten und
. EBA-Umwelterklarung

ergibt sich nach Uberschlagiger Prifung in der ersten Stufe, dass keine spezifische 6kologische
Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des Vorhabens besteht, da keine besonderen 6értlichen

Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen.
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Diese Feststellung ist gemaf § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstandig anfechtbar. Sie wird
gemaR § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Offentlichkeit bekannt gegeben durch Verdffentlichung auf der
Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes
(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemaf § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV.

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen kénnen von Dritten beim Eisenbahn-
Bundesamt Aul3enstelle Halle, Ernst-Kamieth-Str. 5, 06112 Halle (Saale) nach vorheriger

Terminvereinbarung eingesehen werden.

Im Auftrag

Elektronisch erstellt und

ohne Unterschrift gultig

Seite 4 von 4



	Verfahrensleitende Verfügung
	Begründung
	Begründung
	1 Merkmale des Vorhabens
	2 Standort des Vorhabens
	3 Ergebnis


